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ersatzfähigen Schaden fehlt. In Übungsarbeiten empfiehlt sich ein solches Vorgehen
aber nur, wenn sonst aus Zeitmangel wichtigere Fragen zu kurz kämen.

§ 25 Einzelne Probleme des Deliktsrechts

I. Eigentumsverletzung

1Besonders häufig kommt § 823 I wegen einer Verletzung des Eigentums vor. Dieser
Tatbestand ist schwieriger, als er auf den ersten Blick erscheinen mag.

1. Vorrang der §§ 989 ff.

§ 823 I ist auf eine Eigentumsverletzung nur anwendbar, wenn er nicht durch die Spe-
zialregelung in den §§ 989 ff. verdrängt wird, § 993 I am Ende. Die §§ 989 ff. kennen
eine Schadensersatzpflicht regelmäßig bloß für den verklagten (§ 989) und den unred-
lichen Besitzer (§ 990). Bei einer Eigentumsverletzung durch einen unrechtmäßi-
gen Besitzer sind also zunächst die §§ 989 ff. zu prüfen (das wird oft übersehen!). Sie
eröffnen denWeg zu § 823 I nur, wenn

(1) der Besitz durch verbotene Eigenmacht (§ 858) oder eine (sich gegen das Eigen-
tum richtende) Straftat erlangt worden ist, § 992; oder

(2) der Besitzer einem Oberbesitzer verantwortlich ist, § 991 II. So haftet etwa der
Mieter M dem Eigentümer E ebenso wie seinem Vermieter V: Soweit M etwas tut,
was er nach dem Mietvertrag nicht tun darf, muss er ja ohnehin mit einer Haftung
rechnen; § 991 II lässt dann als Gläubiger des Schadensersatzanspruchs den E neben
den V oder an dessen Stelle treten.

(3) Der eben genannte Gedanke wird erweitert auf alle Fremdbesitzer im Exzess, die
also ihr vermeintliches Besitzrecht überschreiten: Die Haftung desM gegenüber E be-
steht folglich auch dann, wenn der Mietvertrag V–M unwirksam ist und daher keine
Haftung des M gegenüber V begründen kann.

2. Arten der Eigentumsverletzung

2a) Unzweifelhaft kann fremdes Eigentum auf folgende Arten verletzt werden:

(1) durch Eingriffe in das Recht selbst, etwa durch Entziehung oder Belastung mit
einem Pfandrecht;

(2) durch Eingriffe in die Sachsubstanz, also durch Zerstörung oder Beschädigung
der Sache, und

(3) durch Entziehung des Besitzes.

3b) Zweifelhaft ist dagegen die bloße Beeinträchtigung der Nutzungsmöglichkeit
(vgl. Medicus/Petersen BürgerlR Rn. 613): Ein Kraftwagen wird durch „Zuparken“
an der Wegfahrt gehindert; ein elektrisches Gerät wird durch Unterbrechung der
Stromzufuhr unbenutzbar; ein Grundstück kann wegen einer Sperrung der Zufahrt
nicht mehr erreicht oder verlassen werden. Hier überall bleiben das Eigentumsrecht
und die Sachsubstanz unberührt; auch der Besitz wird regelmäßig nicht entzogen.
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Die Rechtsprechung hierzu ist nicht ganz einheitlich, verneint aber in der Mehrzahl
der Fälle eine Eigentumsverletzung.

Diese Verneinung trifft jedenfalls dann zu, wenn sich die Störung gegen die Person
des Nutzungsberechtigten und nicht gegen die Sache richtet. So kann die Verletzung
des Eigentümers bewirken, dass er sein Kfz und seineWohnung zeitweise nicht zu be-
nutzen vermag, weil er im Krankenhaus liegt; trotzdem bedeutet das keine Verletzung
des Eigentums an Fahrzeug oder Wohnung. Weiter soll das Eigentum nicht verletzt
sein, wenn die Nutzung bloß eingeschränkt und nicht (wenigstens vorübergehend)
ganz aufgehoben wird; das ist wenig klar und lässt sich kaum durchhalten.

II. Die „sonstigen Rechte“ des § 823 I

4 § 823 I nennt neben den „Lebensgütern“ Leben, Körper, Gesundheit und Freiheit
sowie neben dem Eigentum noch die „sonstigen Rechte“. Wie weit diese „kleine Ge-
neralklausel“ reicht, kann zweifelhaft sein.

1. Eigentumsähnliche Rechte

a) Das „sonstige Recht“ steht in § 823 I hinter dem einzigen anderen dort genannten
wirklichen Recht, nämlich hinter dem Eigentum. Darum kommt als „sonstiges
Recht“ nicht jedes subjektive Recht in Betracht (® § 3 Rn. 17). Vielmehr bedarf es
einer Ähnlichkeit zum Eigentum. Dieses ist nach § 903 dadurch gekennzeichnet,
dass es seinem Inhaber gegenüber jeder anderen Person bestimmte Befugnisse an der
Sache zuweist. Damit scheiden die bloß relativ wirkenden Schuldrechte (Forderun-
gen) aus; die Forderungsverletzung fällt also nicht unter § 823 I (str. für Eingriffe in
die Zuordnung der Forderung). Unzweifelhaft erfasst werden dagegen die be-
schränkten dinglichen Rechte wie etwa die Pfandrechte; sie können vor allem durch
eine Beschädigung des Gegenstandes verletzt werden, auf den sie sich beziehen: bei-
spielsweise wenn das Gebäude auf dem mit einer Hypothek belasteten Grundstück
eingerissen wird. Auch die dinglichen Anwartschaftsrechte werden von § 823 I er-
fasst. Nicht ohne Weiteres passt die Vorschrift dagegen für den Besitz: Dieser allein
gewährt ja seinem Inhaber nur Abwehrrechte (§§ 859 ff.) und weist ihm keine Be-
fugnisse zu. Das geschieht vielmehr erst durch ein Recht zum Besitz oder über eine
anders begründete Nutzungsbefugnis. Daher fällt wohl im Wesentlichen nur der
berechtigte Besitz unter § 823 I. Im Einzelnen ist hier manches zweifelhaft (vgl.
Medicus/Petersen BürgerlR Rn. 607 ff.).

5 b) Gegen jedermann wirken auch Familienrechte, etwa das Recht der Eltern zur
Sorge für ihre Kinder, § 1626. Eingriffe in dieses Recht, beispielsweise durch Entfüh-
rung des Kindes, verpflichten also gegenüber den Eltern nach § 823 I zum Schadens-
ersatz (etwa wegen der zur Auffindung des Kindes gemachten Aufwendungen). Ge-
gen jeden Dritten wirkt auch das Recht der Ehegatten auf eheliche Verbundenheit,
vgl. § 1353 I 2. Allerdings gewährt die Rechtsprechung bei einer Verletzung dieses
Rechts (etwa durch Ehebruch) keine Schadensersatzansprüche aus § 823 I: Insoweit
seien die Rechtsfolgen spezialgesetzlich abschließend geregelt; das Deliktsrecht eigne
sich hier nicht. Zudem muss man zweifeln, ob die Ehe wirklich „Befugnisse“ zuweist
(vgl. dazu Medicus/Petersen BürgerlR Rn. 616 ff.).
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2. Rahmenrechte

6Weiter wird § 823 I noch auf zwei Rechtspositionen angewendet, bei denen man von
Eigentumsähnlichkeit kaum sprechen kann: Diese ziehen nämlich nur einen Rahmen,
innerhalb dessen sich Tatbestandsmäßigkeit und Rechtswidrigkeit erst durch eine Ab-
wägung gegenüber anderen Positionen feststellen lassen. Daher spricht man von
„Rahmenrechten“.

7a) Dabei handelt es sich erstens um das Recht am eingerichteten und ausgeübten
Gewerbebetrieb.Dieses besteht unabhängig davon, ob der Betriebsinhaber Eigentum
oder berechtigten Besitz an den Betriebsmitteln hat. Denn der „Betrieb“ beruht ins-
besondere auch auf den geschäftlichen Verbindungen zu den Lieferanten und Kun-
den. So kann die Störung dieser Beziehungen durch einen Boykott nach § 823 I zum
Schadensersatz verpflichten, ohne dass Eigentum oder Besitz des Unternehmers ver-
letzt sind.

Allerdings passt das Recht am eingerichteten und ausgeübten Gewerbebetrieb allen-
falls mit erheblichen Einschränkungen unter § 823 I. Folglich wendet die Rechtspre-
chung die Vorschrift für Schädigungen im Wettbewerb überhaupt nicht an; insoweit
sei § 823 I durch die Sonderregeln verdrängt. Und in anderen Bereichen wird verlangt,
der Eingriff müsse „unmittelbar“ oder „betriebsbezogen“ sein. Daran soll es zB feh-
len, wenn ein Gewerbebetrieb durch eine (versehentliche) Unterbrechung der Strom-
zufuhr vorübergehend stillgelegt wird (etwa BGHZ 29, 65, auch BGHZ 66, 388).
Endlich soll die Haftung wegen einer Verletzung des Gewerbebetriebs überhaupt
nur subsidiär sein. Im Ganzen bleibt hier freilich vieles unklar (vgl. dazu Medicus/
Petersen BürgerlR Rn. 611 ff.).

8b) Zweitens geht es um das sog. allgemeine Persönlichkeitsrecht. Das Privatrecht
kennt und schützt zwar mehrere besondere Persönlichkeitsrechte wie das Namens-
recht (§ 12), das Urheberrecht (UrhG) oder das Recht am eigenen Bild (§ 22 Kunst-
UrhG).Dagegenwar ein allgemeinesPersönlichkeitsrecht, das demSchutz der persön-
lichen Ehre und der Intimsphäre dienen konnte, ursprünglich nicht vorgesehen. Es ist
dann erstmals im Jahr 1954 durch BGHZ 13, 334 („Leserbrief“) bejaht worden: Der
Schutz der Menschenwürde und des Rechtes auf freie Entfaltung der Persönlichkeit
durch die Art. 1, 2 GG erfordere die Anerkennung eines allgemeinen Persönlichkeits-
rechts. Zudemwird seit BGHZ 26, 349 („Herrenreiter“) bei erheblichen Verletzungen
des Persönlichkeitsrechts entgegen § 253 I als „Genugtuung“ auch ein Geldersatz für
Nichtvermögensschäden gewährt.

Die Unbestimmtheit des allgemeinen Persönlichkeitsrechts ergibt sich aber daraus,
dass dieses Recht vielfach mit fremden Rechten in Konflikt gerät. Ein solcher Kon-
flikt kann sich mit den Persönlichkeitsrechten anderer Personen ergeben: Wer seine
Persönlichkeit durch laute Musik entfalten will, beeinträchtigt vielleicht die Entfal-
tung des benachbarten, auf Ruhe angewiesenen Forschers. In Betracht kommt aber
auch ein Konflikt des Persönlichkeitsrechts mit andersartigen Rechtspositionen: So
kann das Recht auf Wahrung der Intimsphäre mit den Rechten auf Presse- oder
Kunstfreiheit kollidieren. Daher bedarf es hier „in besonderem Maße einer Güter-
abwägung“ (so schon BGHZ 13, 334 [338]; vgl. Medicus/Petersen BürgerlR Rn. 615).
Derartige Konflikte gibt es auch beim sog. postmortalen Persönlichkeitsrecht, vor
allem im Hinblick auf den „digitalen Nachlass“ in einem sozialen Netzwerk. Denn
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auch diese Rechtsposition geht nach § 1922 auf den oder die Erben über (BGHZ 219,
243).

3. Das Vermögen

9 Kein „sonstiges Recht“ iSv § 823 I ist unzweifelhaft das Vermögen als Ganzes. Viel-
mehr wird dieses nur durch andere Normen (vor allem durch § 826 und im Rahmen
von Sonderverbindungen durch die §§ 280, 311 II, III, 311a II) geschützt. Bloß um
Vermögensverletzungen handelt es sich insbesondere auch, wenn etwa jemand infolge
einer Täuschung sein Eigentum an Sachen weggibt: Eine solche von einem (wenn-
gleich anfechtbaren) Willen getragene Schädigung stellt keine Eigentumsverletzung
dar (häufiger Fehler).

Zu achten ist auch hier wieder auf denDoppelsinn desWortes „Vermögensschaden“:
Damit kann einmal der Gegensatz zu dem nach § 253 nur ausnahmsweise ersatzfähi-
gen Nichtvermögensschaden gemeint sein. Zum anderen wird das Wort aber auch für
diejenigen Vermögensverletzungen verwendet, die nicht unter § 823 I fallen (® § 11
Rn. 23).

III. Die Produkthaftung

1. ProdHaftG und allgemeines Deliktsrecht

10 Das ProdHaftG begründet eine Gefährdungshaftung. Allerdings hatte der BGH die
Verschuldenshaftung des Produzenten schon vorher erheblich verschärft. Diese auf
§ 823 I gestützte Verschuldenshaftung ist auch jetzt noch neben der Haftung aus dem
ProdHaftG unentbehrlich. Denn § 823 I reicht vor allem in den folgenden drei Punk-
ten über das ProdHaftG hinaus:

(1) bei Sachschäden muss nicht erst ein Mindestbetrag überschritten sein (sog.
Selbstbeteiligung), der nach § 11 ProdHaftG immerhin 500EUR beträgt;

(2) § 823 I umfasst im Gegensatz zu § 1 I 2 ProdHaftG auch bestimmte weiterfres-
sende Schäden an dem fehlerhaften Produkt selbst (® § 25 Rn. 12) sowie Sachschäden
eines gewerblichen Verwenders;

(3) die Haftung nach § 823 I ist nicht durchHöchstbeträge beschränkt (wie nach § 10
ProdHaftG).

2. Die Entwicklung der deliktischen Produzentenhaftung

11 Die eben erwähnte Haftung aus § 823 I trifft nur den Hersteller und nicht auch – wie
in bestimmten Fällen nach § 4 III ProdHaftG – den Importeur. Daher ist sie eher eine
Produzenten- als eine Produkthaftung. Sie hat sich in folgenden Stufen entwickelt
(vgl. Medicus/Petersen BürgerlR Rn. 650 ff.):

a) Zunächst hatte BGHZ 51, 91 bei einem fehlerhaften Impfstoff gegen Hühnerpest
für den Ersatzanspruch des geschädigten Hühnerhalters die Beweislast umgekehrt:
DerHersteller solle beweisen müssen, dass ihn hinsichtlich des Fehlers kein Verschul-
den treffe. Zuvor habe zwar der Geschädigte nachzuweisen, dass der Schaden „durch
einen objektivenMangel oder Zustand der Verkehrswidrigkeit imOrganisations- und
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Gefahrenbereich des Herstellers“ ausgelöst worden sei. Danach aber sei (hinsichtlich
des Verschuldens) „der Produzent näher daran, den Sachverhalt aufzuklären und die
Folgen der Beweislosigkeit zu tragen“. Zur Umkehr der Beweislast nach Obhuts-
und Gefahrenbereichen bei § 280 I BGHNJW 2025, 435.

12b) Einen wichtigen Schritt bedeutet BGHZ 67, 359: In einer Maschine hatte ein ge-
ringwertiger, fehlerhafter Schwimmerschalter die Stromzufuhr nicht rechtzeitig
unterbrochen; der folgende Brand hatte unter anderem die ganze übrige, viel wertvol-
lere Maschine zerstört. Der BGH gewährt Ersatz nach Deliktsrecht für solche über
den fehlerhaften Teil hinaus innerhalb des Produkts „weiterfressende“ Schäden.
BGHZ 117, 183 erstreckt das auf Schäden, die erst beim Ausbau der fehlerhaften Teile
(dort:Kondensatoren) entstehen.

13c) In den beiden Entscheidungen BGHZ 80, 186 und 199 ging es um ein Spritzmittel
gegen Apfelschorf, das durch Resistenzbildung wirkungslos geworden war. Der
BGH bejaht hier eine Produktbeobachtungs- undWarnpflicht des Herstellers: Die-
ser hätte, sobald der Wirkungsverlust erkennbar wurde, die Verwender des Spritzmit-
tels warnen müssen. In BGHZ 99, 167 sind solche Pflichten sogar hinsichtlich einer
Lenkradverkleidung angenommen worden, die nicht von dem verklagten Motorrad-
herstellerHonda stammte. Und BGHZ 116, 60 betont, eine Warnung des Herstellers
(dort vor der Kariesgefahr durch das Nuckeln einesMilupa-Kindertees) müsse deut-
lich sein. Umstritten ist, ob denHersteller darüber hinaus die Pflicht trifft, das gefähr-
liche Produkt zurückzurufen und auf eigene Kosten reparieren zu lassen. BGHNJW
2009, 1080 verneint das für den (nicht auch als Verkäufer aufgetretenen) Hersteller
von Pflegebetten, die infolge eines Konstruktionsfehlers Brand- und Verletzungs-
gefahr bargen. Zwar müsse der Hersteller dafür sorgen, dass die gefährlichen Güter
aus dem Verkehr gezogen werden. Da er aber dem Äquivalenzinteresse des Erwerbes
nicht verpflichtet sei, brauche der Produzent die Ware weder zurückzunehmen noch
zu reparieren.

14d) In BGHZ 104, 323 war eineMehrweg-Limonadenflasche geborsten und hatte ein
Kind verletzt. Hier sollte der verklagte Abfüller unter Umständen verpflichtet ge-
wesen sein, den Befund einer Prüfung der gefüllten Flaschen zu sichern.Doch beruht
diese Entscheidung wohl eher aufMitleid als auf einer dogmatisch überzeugenden Be-
gründung.

15e) BGHZ 116, 104 erörtert Schäden aus einem durch Salmonellen verseuchtenHoch-
zeitsessen.Dabeiwird klargestellt, die Sonderregeln über die deliktische Produzenten-
haftung sollten auch fürKleinbetriebe und verhältnismäßig einfacheHerstellungsver-
fahren gelten: Auch hier fehle dem Geschädigten das für einen Verschuldensnachweis
nötigeWissen.

Im Ganzen ist die geschilderte Entwicklung ein gutes Beispiel für die Bildung von
Richterrecht:Dieses kann sogar erheblich bedeutsamer sein als ein lange und interna-
tional überlegtes Spezialgesetz (hier: ProdHaftG).
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IV. Mehrheit von Schädigern

16 Nicht selten sind an einer schädigenden Handlung mehrere Personen beteiligt: etwa
mehrere Mieter, die eine Wohnung beschädigen, oder der Geschäftsherr und sein Ver-
richtungsgehilfe (§ 831), oder der Halter (§ 7 StVG) und der Fahrer (§ 18 StVG) des
Unfallwagens. Dann ergeben sich für den Geschädigten zwei Fragen:
(1) Haftet jeder der Beteiligten dem Grunde nach?
(2) In welcher Höhe besteht die Haftung?

Für das Innenverhältnis zwischen den haftenden Schädigern tritt dann noch eine wei-
tere Frage hinzu:
(3) Wie ist der Schaden unter ihnen zu verteilen?

1. Die Haftung dem Grunde nach

17 a) Zunächst ist für jeden der mehreren Beteiligten zu prüfen, ob er alle Vorausset-
zungen einer zum Schadensersatz verpflichtenden Norm erfüllt. Das bedeutet etwa
in Sonderverbindungen: Der Schuldner haftet dem Gläubiger für eine Pflichtverlet-
zung, wenn ihm über § 278 ein Verschulden seines Erfüllungsgehilfen zugerechnet
wird (® § 11 Rn. 12). Dagegen haftet dieser Erfüllungsgehilfe selbst dem Gläubiger
nicht ohneWeiteres nach § 280, weil er nicht Schuldner der verletzten Verbindlichkeit
ist. Für ihn kommt aber eine Haftung aus den §§ 823 ff. in Betracht, wenn er zugleich
ein Delikt begangen hat (vgl. den angestellten Taxifahrer von ® § 23 Rn. 9).

18 b) Bei einer Mehrheit von Deliktsbeteiligten gehört zum haftungsbegründenden Tat-
bestand regelmäßig auch die haftungsbegründende Kausalität (® § 24 Rn. 7). Es
müsste also festgestellt werden, dass der Tatbeitrag jedes Beteiligten nicht hinweg-
gedacht werden kann, ohne dass auch die Verletzung und der Schaden entfielen. Eine
solche Feststellung wird oft schwierig sein. So ist etwa nach einer Schlägerei mit meh-
reren Beteiligten leicht die Behauptung denkbar, die Verletzung des Klägers wäre auch
ohne die Mitwirkung gerade des Beklagten eingetreten. Ähnlich sind bei Verkehrs-
unfällen Kausalitätszweifel häufig: So kann etwa ein gestürzter Motorradfahrer von
mehreren Kraftwagen angefahren werden, ohne dass sich hernach ermitteln lässt, wer
welche Verletzung verursacht hat.

In solchen Fällen kommt eine Hilfe für den Geschädigten durch § 830 in Betracht.
Diese Vorschrift bildet eine eigenständige Anspruchsgrundlage und hat zwei Teile
(Medicus/Petersen BürgerlR Rn. 785 ff.):

Abs. 1 S. 1 spricht von einer „gemeinschaftlich begangenen unerlaubten Handlung“
und meint damit die Mittäterschaft. Diese ist ebenso zu verstehen wie im Strafrecht.
Gleiches gilt für die in Abs. 2 verwendeten Begriffe „Anstifter“ und „Gehilfe“
(= Beihilfe). Hier überall braucht der Geschädigte nur eine solche strafrechtliche Be-
teiligung des Beklagten an der unerlaubten Handlung nachzuweisen. Daraus folgt
dann die Verantwortlichkeit für den aus dem Delikt entstandenen Schaden, ohne dass
die individuelle Ursächlichkeit des Beklagten nachgewiesen werden müsste. Zurech-
nungsgrund ist hier letztlich der strafrechtliche Vorsatz, mit dem der Beklagte an
dem Delikt teilgenommen hat.
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Neben diesem „strafrechtlichen“ Teil hat § 830 noch einen zivilrechtlichen: Nach
Abs. 1 S. 2 soll die Verantwortlichkeit jedes Beteiligten auch dann gelten, „wenn sich
nicht ermitteln lässt, wer von mehreren Beteiligten den Schaden durch seine Hand-
lung verursacht hat“. Hier bedarf es also keines strafrechtlichen Mitwirkungsvorsat-
zes. Vielmehr genügen Zweifel an der individuellen Urheberschaft überhaupt wie
auch an der von einem Beteiligten verursachten Schadensquote. Stets nötig bleibt da-
gegen der Nachweis, gerade der Beklagte sei an der schadensstiftenden unerlaubten
Handlung beteiligt gewesen und habe also – abgesehen von der Verursachung – den
vollen Tatbestand der Haftungsnorm erfüllt. Die hM lässt freilich einen nur mög-
lichen Verursacher nicht haften, soweit die Verursachung durch einen anderen Betei-
ligten feststeht (und daher dieser haftet). Im Einzelnen gibt es hier viel Streit (vgl.
Medicus/Petersen BürgerlR Rn. 790 ff.).

2. Der Umfang der Haftung

19Dass mehrere Beteiligte dem Grunde nach haften, lässt noch die weitere Frage offen:
Haftet jeder auf den ganzen Schaden oder nur auf einen Bruchteil? Für die zweite Lö-
sung spricht auf den ersten Blick: Ein Schadensersatzanspruch ist regelmäßig auf Geld
gerichtet. Dieses bildet eine teilbare Leistung, sodass man nach § 420 Teilschuld
annehmen könnte. Demgegenüber entscheidet sich § 840 I für eine Gesamtschuld
(Medicus/Petersen BürgerlR Rn. 916 ff.). Folglich hat jeder, der überhaupt haftet, für
den vollen Schaden aufzukommen, doch kann der Gläubiger die Leistung insgesamt
nur einmal fordern, §§ 421, 422. Dies ist die für den Geschädigten günstigste Lösung:
Er wird voll befriedigt, soweit auch nur einer der Gesamtschuldner leistungsfähig ist.
Zusätzlich wird § 840 I noch über das Deliktsrecht hinaus erweitert: Er gilt insbeson-
dere auch, wenn ein Beteiligter nur aus Vertrag und ein anderer aus Delikt haftet (zB
der Schuldner aus §§ 280, 278, der Erfüllungsgehilfe aus § 823 I).

3. Die Schadensverteilung im Innenverhältnis

20Mit der Leistung eines Gesamtschuldners an den Gläubiger ist zwar dessen Schadens-
ersatzanspruch im Außenverhältnis erfüllt. Doch bleibt noch die Frage nach der end-
gültigen Schadensverteilung im Innenverhältnis unter den mehreren Gesamtschuld-
nern. Der technische Ablauf dieser Verteilung richtet sich nach den beiden Absätzen
des § 426 (nach Abs. 1 eigener Ausgleichsanspruch, nach Abs. 2 Legalzession). Dort
wird in Abs. 1 überdies ein Verteilungsschlüssel bestimmt: Jeder Gesamtschuldner
soll einen gleichen Anteil tragen. Doch gilt das nur, „soweit nicht ein anderes be-
stimmt ist“.

Solche abweichenden Vorschriften finden sich in den §§ 840 II, III, 841. Danach soll
ein bestimmter Gesamtschuldner im Innenverhältnis den Schaden allein tragen. Frei-
lich ist das für § 840 II weithin durch die im Arbeitsrecht entwickelte Belastung des
Arbeitgebers mit dem betrieblichen Haftungsrisiko überholt: Der nicht mit schwerer
Schuld handelnde Arbeitnehmer kann vom Arbeitgeber ganz oder teilweise Freistel-
lung von der Ersatzforderung des geschädigten Dritten verlangen, statt nach § 840 II
den Schaden allein tragen zu müssen.

Aber auch außerhalb der §§ 840 II, III, 841 gilt für die Verteilung des Schadens zwi-
schen mehreren Schädigern eine zwar nicht gesetzlich bestimmte, jedoch allgemein
anerkannte Sonderregelung: Analog § 254 sollen über diese Verteilung die Mitwir-
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kungs- und Verschuldensanteile der mehreren Schädiger entscheiden. Wenn Mitwir-
kung oder Schuld eines Mitschädigers weniger schwer als die eines anderen wiegen,
so mindert sich also der von ihm im Innenverhältnis zu tragende Schadensteil. Bei
krassen Unterschieden kann ein Mitschädiger von den übrigen sogar völlig freizu-
stellen sein.


